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Berlin, 9. April 2025 – Anlässlich der heutigen Vorstellung des 
Koalitionsvertrags von CDU/CSU und SPD sagt Prof. Dr. Gerald Linke, 
Vorstandsvorsitzender des DVGW Deutscher Verein des Gas- und 
Wasserfaches e.V.:  
 
„Mit ihrem klaren Bekenntnis, die Energiepolitik in allen Bereichen 
konsequent auf Bezahlbarkeit, Kosteneffizienz, Klimaschutz und 
Versorgungssicherheit ausrichten zu wollen, setzt die neue 
Bundesregierung den richtigen Schwerpunkt. Industrieland zu bleiben, 
aber klimaneutral werden zu wollen, schließt sich nicht aus. Der Ansatz 
von Union und SPD, Klimaschutz, wirtschaftliche Wettbewerbsfähigkeit 
und soziale Ausgewogenheit zusammenzubringen und auf Innovationen 
zu setzen, ist richtig gewählt. Er folgt dabei unseren Forderungen einer 
Neujustierung des energiewirtschaftlichen Dreiecks, das sich an Kriterien 
wie Bezahlbarkeit, Umsetzbarkeit sowie Stabilität bzw. Verlässlichkeit 
orientiert. Allzu lange sind diese Grundregeln und die Erkenntnis, dass 
mehr Klimaschutzmaßnahmen nur möglich sein können, wenn sie auch 
ökonomisch vertretbar sind, in der deutschen Energiepolitik ignoriert 
worden.  
 
Hoffnungsvoll mit Blick auf eine Energiepolitik, die den Menschen nützt, 
ist auch der Konsens der drei Parteien, stärker auf die bestehende 
Gasnetzinfrastruktur zu setzen und ihre Rolle für die Verteilung 
klimaneutraler Gase für Industrie, Kraftwerke und letztens auch den 
Wärmesektor anzuerkennen. Dies begrüßen wir ausdrücklich. Das klare 
Bekenntnis zum Wasserstoff-Kernnetz, dessen Anbindung an die 
Industriezentren und dem Aufbau eines Verteilnetzes stößt ebenfalls auf 
unsere Zustimmung. In diesem Kontext positiv hervorzuheben ist auch 
die angekündigte Abschaffung des Gebäudeenergiegesetzes (GEG) 
sowie eine vereinfachte kommunale Wärmeplanung und die 
Ankündigung von Förderprogrammen zur Dekarbonisierung der 
Industrie. Auch, so die Absicht der zukünftigen Koalitionäre, soll die 
Thematik der CO2-Abscheidung und -Speicherung (CCS) und deren 
Nutzung durch Umwandlung in Produkte wie Kraftstoffe und Chemikalien 
(CCU) in einem Gesetzespaket aufgegriffen werden. Dadurch können 
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direkte Klimaeffekte erzielt und zugleich der Hochlauf der 
Wasserstoffwirtschaft unterstürzt werden. 
 
Bei den nötigen Infrastrukturmaßnahmen geht der Koalitionsvertrag in 
die richtige Richtung, greift aber mit der angekündigten Ausschreibung 
von 20 Gigawatt (GW) noch zu kurz. Ein künftiges Energiesystem, das 
einen großen stark fluktuierenden Anteil an Erneuerbaren ausgleichen 
muss, benötigt sicherlich mehr Kraftwerkskapazitäten. 
 
Wichtig ist nun, die Vorhaben im Infrastrukturbereich auch im noch zu 
beschließenden Haushalt mit finanziellen Mitteln zu hinterlegen. In 
diesem Kontext bewerten wir positiv, dass die entsprechenden 
Grundgesetzänderungen zur Einrichtung eines Sondervermögens in 
Höhe von 500 Milliarden Euro auf den Weg gebracht wurden. Dieses 
muss nun aber auch schnell mit konkreten Projekten untersetzt werden. 
 
Zu unkonkret bleibt im Koalitionsvertrag die Aussage, in welchem 
Umfang die neue Bundesregierung ihre Ankündigungen umsetzen wird. 
Entscheidend für die Umsetzung aller Maßnahmen ist aber die 
Ausstattung der dafür notwendigen finanziellen Mittel sowie 
Spezifizierungen konkreter monetärer Größenordnungen. Leider gibt der 
Koalitionsvertrag darüber keinerlei Auskunft.”   
 
 
 
Hinweis: 
 
Der DVGW wird in einem Pressegespräch eine detaillierte Bewertung der 
geplanten Energiepolitik der neuen Bundesregierung vornehmen. Ein 
Schwerpunkt des Gesprächs ist die Bedeutung von Wasserstoff und die 
Rolle der Gasnetzinfrastruktur im zukünftigen Energiesystem. 
 
Zu diesem Termin laden wir in Kürze ein. 
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Kontakt: 
 

DVGW Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V. 
Presse- und Öffentlichkeitsarbeit 
 
presse@dvgw.de 

www.dvgw.de 
 

Hauptgeschäftsstelle 
Josef-Wirmer-Straße 1-3, 53123 Bonn 
  
Büro Berlin 
Robert-Koch-Platz 4, 10115 Berlin 
 

Lars Wagner Sabine Wächter 
Leiter Presse- und Öffentlichkeitsarbeit / Pressesprecherin 
Pressesprecher Telefon: (0228) 91 88 - 609 
Telefon: (030) 79 47 36 – 64 
 

Der DVGW Deutscher Verein des Gas- und Wasserfaches e.V. fördert das Gas- und Wasserfach mit den 

Schwerpunkten Sicherheit, Hygiene und Umweltschutz. Mit seinen rund 14.000 Mitgliedern erarbeitet der DVGW 

die allgemein anerkannten Regeln der Technik für Gas und Wasser. Klimaneutrale Gase und insbesondere der 

Zukunftsenergieträger Wasserstoff sind in der Arbeit des DVGW von besonderer Bedeutung. Der Verein initiiert 

und fördert Forschungsvorhaben und schult zum gesamten Themenspektrum des Gas- und Wasserfaches. Darüber 

hinaus unterhält er ein Prüf- und Zertifizierungswesen für Produkte, Personen sowie Unternehmen. Die technischen 

Regeln des DVGW bilden das Fundament für die technische Selbstverwaltung und Eigenverantwortung der Gas- 

und Wasserwirtschaft in Deutschland. Sie sind der Garant für eine sichere Gas- und Wasserversorgung auf 

international höchstem Standard. Der gemeinnützige Verein wurde 1859 in Frankfurt am Main gegründet. Der 

DVGW ist wirtschaftlich unabhängig und politisch neutral. Mit neun Landesgruppen und 62 Bezirksgruppen agiert 

der DVGW auf lokaler sowie überregionaler Ebene und ist in der ganzen Bundesrepublik vertreten. Themen mit 

bundesweiter oder europäischer Dimension werden durch die Hauptgeschäftsstelle in Bonn mit Büros in Berlin und 

Brüssel abgedeckt. 


